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Sdiriftlldier Beridit 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 14. Dezember 1957 über 
Rüstungskontrollmaßnahmen der Westeuropäischen Union 

— Drucksache 2071 — 


A. Bericht des Abgeordneten Wienand 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 128. Sit- 
zung am 21. Oktober 1960 den Gesetzentwurf — 
Drucksache 2071 — beraten und anschließend dem 
Ausschuß für Verteidigung federführend und dem 
Ausschuß für auswärtige Angelegenheiten mitbera- 
tend überwiesen. Der Ausschuß für auswärtige An- 
gelegenheiten hat den Gesetzentwurf in seiner Sit- 
zung vom 9. November 1960 beraten und den Aus- 
schuß für Verteidigung über das Ergebnis seiner 
Beratung durch Schreiben vom 10. November 1960 
unterrichtet. 

Der Ausschuß für Verteidigung hat den Gesetz- 
entwurf in seiner Sitzung vom 14. Dezember 1960 
unter Berücksichtigung der Verhandlungen im Aus- 
schuß für auswärtige Angelegenheiten beraten und 
ihn einstimmig angenommen. 


I. Allgemeines 

Der vorliegende Gesetzentwurf will die inner- 
staatliche Rechtsgrundlage für die Tätigkeit des 
Rüstungskontrollamtes schaffen. Ähnliche Gesetze 
sind in den übrigen WEU-Staaten bereits verab- 
schiedet oder aber in Vorbereitung. Es ist deshalb 
zu hoffen, daß das Rüstungskontrollamt der WEU 
möglichst schnell in der Lage sein wird, seine Tätig- 
keit in vollem Umfange aufzunehmen. Bisher kann 
von einer effektiven Tätigkeit des Rüstungskon- 
trollamtes kaum gesprochen werden. Leider muß 
dies festgestellt werden, obwohl politische, wirt- 
schaftliche und vor allem auch rüstungspolitische 
Gesichtspunkte der Standardisierung eine effek- 
tivere Tätigkeit des Amtes erfordert hätten. 

In diesem Zusammenhang muß auch dem zweiten 
Organ der WEU, dem Ständigen Rüstangsausschuß, 


mehr Beachtung geschenkt werden. Hier muß streng 
unterschieden werden zwischen dem Ausschuß, der 
aus nationalen Delegierten besteht, und dem Inter- 
nationalen Sekretariat, einem kleinen leistungsfähi- 
gen Apparat, der unter der Leitung des Generals 
Brisac den Ständigen Rüstungsausschuß betreut. Das 
Internationale Sekretariat hat kein Initiativrecht 
und ist daher, wenn der Ausschuß aus irgendwel- 
chen Gründen keine Sitzungen abhält, praktisch zur 
Untätigkeit verdammt. Es muß angestrebt werden, 
dem Internationalen Sekretariat eine Grundlage zu 
geben, die es in die Lage versetzt, auf gewissen, 
mit der Rüstung in Zusammenhang stehenden Ge- 
bieten selbständig tätig zu werden. Ein Katalog von 
Arbeitsmöglichkeiten sollte von einer Studien- 
gruppe aufgestellt werden. 

Weiter wäre es erforderlich, den Ausschuß selbst, 
der seit der Einführung der neuen vereinfachten 
Verfahren in der NATO seine Tätigkeit praktisch 
eingestellt hat, zu reaktivieren. Dies scheint um so 
mehr erforderlich, als alle Mitgliedsländer eine Tä- 
tigkeit des Ständigen Rüstungsausschusses wün- 
schen. Darüber hinaus stellt der Ständige Rüstungs- 
ausschuß das notwendige Gegenstück zum Rüstungs- 
kontrollamt dar. 

In dem Zusammenhang wurde in der Beratung 
des Ausschusses mit besonderem Nachdruck darauf 
hingewiesen, daß es unbedingt erforderlich ist, die 
Vorteile wahrzunehmen, die jede der beiden Orga- 
nisationen zu bieten hat. Das zur Zeit oft sichtbare 
Gegeneinander der beiden Organisationen muß zu 
einem sinnvollen Nebeneinander gestaltet werden. 
Um dieses Ziel zu erreichen, sollte eine unabhän- 
gige Studiengruppe prüfen, auf welchen Gebieten 
und unter welchen Voraussetzungen der Ständige 
Rüstungsausschuß in Zukunft tätig werden könnte. 
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Dabei müßte auch geprüft werden, inwieweit die 
Möglichkeit einer Arbeitsteilung bzw. Zusammen^ 
arbeit zwischen NATO und WEU auf dem Gebiete 
der Entwicklung und Produktion von Waffen be- 
steht. Hierbei ist besonders an die Koordinierung 
langfristiger Rüstungsplanungen gedacht. 

Der Ausschuß brachte in seiner Beratung eindeu- 
tig zum Ausdruck, daß größere Anstrengungen als 
bisher erwartet werden müssen, um zu einer sinn- 
vollen Zusammenarbeit zu kommen. 


II. Die einzelnen Bestimmungen 

Der Ausschuß hat die Regierungsvorlage nur in 
zwei Punkten abgeändert: 

1. In Artikel 2 Abs. 4 wurde im letzten Halbsatz eine 
Klarstellung vorgenommen, 

2. in Artikel 2 Abs. 5 folgte er bezüglich des Buch- 
stabens b der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zu den Änderungsvorschlägen des Bundes- 
rates. 


Bonn, den 26. Januar 1961 


Wienand 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, den Gesetzent- 
wurf — Drucksache 2071 — mit der Maßgabe, daß 

1. Artikel 2 Abs. 4 Satz 2 folgende Fassung erhält: 

„Der Ausstoß umfaßt auch die Produktionsstufe 
des Zusammenbaues; dieser Produktionsstufe 
entsprechen bei den chemischen Erzeugnissen die 
chemischen Reaktionen, die der möglichen Her- 
stellung der zu kontrollierenden Enderzeugnisse 
unmittelbar vorangehen (kontrollierbare Phase) . " , 

2. Artikel 2 Abs. 5 Buchstabe b folgende .Fassung 
erhält: 

„b) daß bei der Durchführung der Kontrollmaß- 
nahmen ein Vertreter der deutschen Behörde 
anwesend ist. Zuständig für die Teilnahme 
an der Kontrolle ist der Bundesminister für 
Wirtschaft. Der Bundesminister für Wirt- 
schaft kann die Wahrnehmung dieser Auf- 
gabe im Einzelfall auf die zuständige oberste 
Landesbehörde mit deren Zustimmung über- 
tragen. 

im übrigen unverändert nach der Vorlage anzuneh- 
men. 


Bonn, den 26. Januar 1961 


Der Ausschuß für Verteidigung 
Dr. Jaeger Wienand 

Vorsitzender Berichterstatter 
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